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Anschließend Friedensgebet im Frankfurter Dom um 15 Uhr:
„Vergessene Kriege – Menschen des Friedens“



Weltweit steigt die Zahl einsatzbereiter Atom-
waffen. Immer mehr militärische Konflikte und
Krisen sowie innerstaatliche Auseinander-
setzungen prägen das internationale Geschehen.
Der Angriffskrieg Russlands in der Ukraine geht mit
unverminderter Grausamkeit weiter. Der brutale
Terrorangriff der Hamas auf Israel hat im Nahen
Osten einen Krieg ausgelöst, in dessen Folge
zehntausende Opfer und schreckliches Leid für
die Zivilbevölkerung zu beklagen sind, insbeson-
dere auch im Gaza-Streifen. In Afrika haben
Militärputsche und dschihadistische Gewalt zu
neuen blutigen Kämpfen mit vielen Toten geführt.
In der Folge wächst auch die Zahl an Geflüchteten
und Binnengeflüchteten unablässig.
In mehr und mehr Ländern fällt die Politik in alte
Denkmuster zurück und antwortet mit bewaffneten
Interventionen und militärischer Unterstützung auf
diese Gewaltspirale, ohne sie durchbrechen zu
können. 
Es ist höchste Zeit, die Eskalation militärischer
Gewalt zu beenden. Dafür braucht es eine Koalition
von Staaten, die es zur Prämisse ihrer Außen- und
Sicherheitspolitik machen, Konfliktursachen früh-
zeitiger zu erkennen und an der Wurzel zu
bearbeiten. Zu lange schon verrennt sich das
sicherheitspolitische Denken und Handeln in
Diskussionen über „Kriegstüchtigkeit“ und immer
neue Waffenlieferungen.
Wir erinnern anlässlich des diesährigen 75. Geb-
urtstags des Grundgesetzes daran, dass Frieden
nicht mit immer mehr Waffen erreicht werden
kann. Das ändert nichts daran, dass wir solidarisch
an der Seite der Ukraine und Israels stehen, wenn
es um die Wahrnehmung ihres Rechts auf
Selbstverteidigung geht. Wie überall, müssen auch
dort alle Kriegsparteien zwingend die Grenzen des
humanitären Völkerrechts einhalten. Der Schutz
und die Versorgung der Zivilbevölkerung mit
Nahrung und medizinischer Hilfe müssen
gewährleistet sein. Dazu ist insbesondere die
israelische Regierung völkerrechtlich aufgerufen!
Mit dem Friedensgebot in unserer Verfassung hat
sich die Bundesrepublik dazu verpflichtet, als
gleichberechtigtes Mitglied in einem vereinten
Europa dem Frieden der Welt zu dienen. Wir
fordern die Bundesregierung auf, dieses Gebot mit
neuem Leben zu füllen.

Das heißt vor allem, ihr Handeln an diplo-
matischen Ansätzen zur Krisenprävention und
Konfliktlösung auszurichten. Indem sie an einer
Zwei-Staaten-Lösung in Nahost festhält und
gemeinsam mit ihren Partnern eine Waffenruhe im
Gaza-Streifen anstrebt, hat die Bundesregierung
erste richtige Schritte in diese Richtung unter-
nommen. 
Völlig unzureichend bleibt das Eintreten Deutsch-
lands für Abrüstung, Rüstungs- und Rüstungs-
exportkontrolle. Wir wollen keine Rüstungsexporte
an Diktatoren und autoritäre Regime, oder Staaten
die Angriffskriege oder Bürgerkriegsparteien mili-
tärisch unterstützen!
Hierzu erwarten wir neue Initiativen auf nationaler,  
europäischer und internationaler Ebene. Mit 2,4
Billionen Dollar sind die globalen Rüstungs-
ausgaben so hoch wie nie. Der zerstörerischen
Logik des Wettrüstens muss endlich Einhalt gebo-
ten werden!
Die angekündigte Stationierung von US-Marsch-
flugkörpern und Hyperschallraketen in Deutsch-
land lehnen wir ab. Auch kritisieren wir die fort-
schreitende Militarisierung unserer Gesellschaft:
keine Werbung der Bundeswehr an hessischen
Schulen und Hochschulen; verstärkte Unter-
stützung von Kriegsdienstverweigerern und Deser-
teuren aus Kriegsgebieten.   
Die veränderte geopolitische Lage und Heraus-
orderungen wie Klimawandel, Armut und Hunger
erfordern eine umfassend verstandene Außen-
und Sicherheitspolitik, die sich der historischen
Verantwortung unseres Landes bewusst ist und
mit aller Kraft für Frieden, Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit, das Selbstbestimmungsrecht
der Völker und Minderheitenschutz einsetzt. Umso
unverständlicher ist die Ankündigung des Bundes-
finanzministers, bei der Entwicklungshilfe und bei
Demokratieprojekten zu sparen. Gerade ange-
sichts des weltweiten Erstarkens rechts-extremer
Parteien bedarf es eines breiten Ver-ständnisses
von Sicherheit, um Demokratien widerstands-
fähiger zu machen.
Dazu leisten wir unseren Beitrag. Wir stehen
solidarisch zusammen in unserem Einsatz für eine
offene und vielfältige Gesellschaft, für unsere
demokratischen Werte, für Freiheit und soziale
Gerechtigkeit – als zentrale Voraussetzungen für
dauerhaften und echten Frieden.

Aufruf zum Antikriegstag 2024

Friedensgebot mit Leben füllen, 
kriegerische Gewaltspirale durchbrechen!
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